
Prof. Dr. Faßbender, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- und Planungsrecht

Klimabezogene Steuerungen 
im Gewässerschutzrecht

Prof. Dr. Kurt Faßbender

Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- und 
Planungsrecht

Trierer Wasserwirtschaftsrechtstag am 24. und 25 März 2026



Prof. Dr. Faßbender, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- und Planungsrecht

Gliederung

I. Einführung und Eingrenzung des Themas

II. Allgemeine Vorgaben zur klimabezogenen Steuerung 
in der WRRL und im WHG

III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

IV. Instrumente zum Umgang mit Wasserknappheit

V. Hinweise zur Reformdiskussion

VI. Resümee

2



Prof. Dr. Faßbender, Lehrstuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- und Planungsrecht

I. Einführung und Eingrenzung

3

 Die Notwendigkeit einer klimabezogenen Steuerung der 
Wasserwirtschaft resultiert unmittelbar
 aus steigenden Temperaturen und vor allem 
 aus zunehmenden Extremwettereignissen.

 Unmittelbare (primäre) negative Folgen sind insb.
 Beeinträchtigungen der Wasserqualität, z.B. durch steigende 

Temperaturen und Schadstoffkonzentrationen
 die Überflutung von Siedlungen durch Starkregen und Hoch-

wasser sowie 
 Verringerungen des Wasserdargebots und weitere Nutzungs-

einschränkungen durch sinkende (Grund-)Wasserstände, die 
freilich in Deutschland regional sehr unterschiedlich ausfallen
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I. Einführung und Eingrenzung

4

 Zudem resultieren aus dem Klimawandel mittelbare 
(sekundäre) Folgen (nicht nur) für die Wasserwirtschaft 
wie zum Beispiel
 Austrocknung von Feuchtgebieten und Mooren,
 landwirtschaftliche Dürre,
 Wassernutzungskonflikte und 
 die Notwendigkeit, bislang nicht vom Klimawandel tangierte 

Wasservorkommen besser zu schützen.
 Von daher reichen die Möglichkeiten einer klimabe-

zogenen Steuerung im Gewässerschutzrecht von A
wie Abwasserbehandlung bis Z wie Zuteilung von Ge-
wässerbenutzungsrechten bei Wasserknappheit.
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I. Einführung und Eingrenzung

 Daher erscheint eine Begrenzung des Themas notwendig.
 Im Vortrag geht es allein um die Vorgaben zur klimabe-

zogenen Steuerung im Gewässerschutzrecht in Gestalt 
der WRRL und des WHG, und hier wiederum

 um die klimabezogene Steuerung mit dem Ziel der 
Anpassung an den Klimawandel,

 so dass das Thema Klimaneutralität nicht eigenständig 
adressiert wird.

 Dabei liegt ein Fokus auf den allgemeinen Vorgaben zur 
klimabezogenen Steuerung, namentlich in Gestalt der 
Bewirtschaftungsziele sowie auf den Ansätzen zum Um-
gang mit dem Problem der Wasserknappheit.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
In der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)
 … kommen allein in Art. 9 die „klimatischen Gegeben-

heiten“ zur Sprache. Jenseits dessen finden das Klima 
und hier namentlich der Klimawandel keine Erwähnung.

 Thematisiert werden lediglich einzelne Folgen des Klima-
wandels, v.a. Überschwemmungen und Dürren.

 Dennoch ging das bereits 2009 erstellte Guidance Docu-
ment No. 24 mit dem Titel „River basin management in a 
changing climate“ davon aus, dass die WRRL trotz der 
fehlenden ausdrücklichen Erwähnung aG ihres „schritt-
weisen u. zyklischen Ansatzes“ grundsätzlich gut für den 
Umgang mit Fragen des Klimawandels geeignet sei.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
 Dieses Guidance Document (im Folgenden: GD) wurde 

im Juni 2024 von den sog. EU-Wasserdirektoren neu be-
schlossen.

 Dabei wird die grundsätzliche Eignung der WRRL erneut 
bekräftigt, neuerdings aber verbunden mit dem Hinweis, 
dass die Mitgliedstaaten (im Folgenden: MS) hierbei auf 
ihren allgemeinen Klimaanpassungsplänen aufbauen 
sollten.

 Zudem wurde das GD umfassend aktualisiert und auch 
sonst inhaltlich überarbeitet, so dass die relevanten 
Änderungen hier allenfalls punktuell angesprochen 
werden können.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
Im Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
 … wird der Klimawandel hingegen seit der Novellierung 

von 2009 gesondert in § 6 erwähnt, der „Allgemeine 
Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung“ normiert und 
der sowohl für Oberflächenwasserkörper (OWK) als auch 
für Grundwasserkörper (GWK) gilt.

 Gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 WHG sind Gewässer nach-
haltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel, 
„möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen“.

 Zudem wird die Anpassung an den Klimawandel in die 
nach § 6 Abs. 1 S. 2 WHG zu berücksichtigenden „Erfor-
dernisse des Klimaschutzes“ hineingelesen.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
Hieraus ergeben sich folgende erste Schlussfolgerungen:
 Das GD No. 24 geht zu Recht davon aus, dass die MS 

nach der WRRL schon aufgrund der sogleich noch 
behandelten Folgen für deren Ziele verpflichtet sind, 
dem Klimawandel bei der Bewirtschaftungsplanung
rechtzeitig in gebührender Weise Rechnung zu tragen.

 Hierzu werden im GD aus einer allgemeinen Perspektive 
sechs Schritte auf dem Weg zu einer resilienten Wasser-
wirtschaft im Klimawandel beschrieben und vor allem

 konkrete Hinweise zur Berücksichtigung des Klimawan-
dels bei der (weiteren) Umsetzung der WRRL gegeben.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
 Diese Hinweise sollten trotz fehlender rechtlicher Verbind-

lichkeit des GD als „gute fachliche Praxis“ bei der nächsten 
Fortschreibung der Bewirtschaftungsplanung (weiterhin) 
gebührend berücksichtigt werden.

 Dabei ist an dieser Stelle zunächst auf die Notwendigkeit
hinzuweisen, bei den umfassenden Analysen, die nach 
Art. 5, 8 und 13 WRRL durchzuführen sind, für alle Wasser-
körper die klimabezogenen Stressfaktoren und hier v.a. 
die klimabedingten Knappheitsrisiken zu ermitteln.

 Die allgemeine Verpflichtung, dem Klimawandel bei der 
Bewirtschaftungsplanung rechtzeitig in gebührender Weise 
Rechnung zu tragen, ergibt sich auch aus den o.g. Grund-
sätzen der Gewässerbewirtschaftung in § 6 Abs. 1 WHG.
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II. Allgemeine Vorgaben zur klima-
bezogenen Steuerung
 Dabei ist auch die durch die WRRL vorgeschriebene 

flussgebietsbezogene und ggf. grenzüberschreitende 
Bewirtschaftungsplanung trotz ihrer bundesstaatlich 
bedingten Defizite gerade für eine klimabezogene 
Steuerung sinnvoll, um 
 Mengenprobleme im Unterlauf durch Entnahmen und 

Stauungen im Einzugsgebiet
 Qualitätsprobleme im Unterlauf durch Einleitungen und 

ausbleibende Sanierungen im Oberlauf sowie
 sonstige Oberlieger-Unterlieger-Probleme, die sich durch 

den Klimawandel verschärfen können,
 angemessen zu lösen und um bei Bedarf überregionale 

Versorgungsstrukturen zu etablieren.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Art. 4 WRRL normiert in seinem Abs. 1 folgende „Umwelt-
ziele“, die bis auf das Phasing-out-Gebot „eins zu eins“ 
in §§ 27, 44 und § 47 Abs. 1 WHG umgesetzt wurden:
 Erreichen eines guten Zustands bzw. bei OWK eines guten 

ökologischen Potenzials bis Ende 2015 (Verbesserungs-
gebot)

 Verhinderung einer Verschlechterung des Zustands der 
Gewässer (Verschlechterungsverbot)

 bei OWK schrittweise Reduzierung der Verschmutzung der 
Gewässer durch Schadstoffe (sog. Phasing-out-Gebot)

 bei GWK das Gebot der Trendumkehr.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Für die Bestimmung des maßgeblichen Zustands gelten 
die Definitionen in Art. 2 Nr. 17-26 WRRL.

 Danach kommt es für den guten Zustand bei den OWK
auf den ökologischen Zustand bzw. das ökologische 
Potential und den chemischen Zustand an.

 Demgegenüber kommt es für den guten Zustand bei den 
GWK neben dem chemischen Zustand auf den mengen-
mäßigen Zustand an.

 Dabei führt das sog. One-out-all-out-Prinzip (siehe Art. 2 
Nr. 17 und 19 WRRL) dazu, dass die Nichterreichung nur 
eines Teilziels zum Verfehlen des Gesamtziels führt.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Von den Zielen kann gemäß Art. 4 Abs. 4-7 WRRL (bzw. 
§§ 28-31 ggf. i.V.m. §§ 44 bzw. 47 Abs. 2, 3 WHG) auf 
folgenden Wegen abgewichen werden:
 Fristverlängerungen (Abs. 4)
 Festlegung weniger strenger Umweltziele (Abs. 5)
 Vorübergehende Verschlechterung durch natürliche 

Ursachen oder höhere Gewalt (Abs. 6)
 Unter bestimmten Voraussetzungen können neue 

Änderungen der physischen Eigenschaften eines 
OWK oder Änderungen des Pegels eines GWK 
zugelassen werden (Abs. 7).

 Beachte: Beim Verschlechterungsverbot kommen nur 
die Ausnahmen nach Abs. 6 und 7 in Betracht.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Die Erreichung der Bewirtschaftungsziele wird durch den 
Klimawandel auf verschiedenste Weise gefährdet.

 Dies kann zum einen zu Vertragsverletzungsverfahren führen, 
zum anderen nutzen v.a. Umweltverbände in zunehmendem 
Maße ihre Klagemöglichkeiten dazu, auch Zielverfehlungen 
nach der WRRL vor den Verwaltungsgerichten zu rügen.

 Vor diesem Hintergrund ist zunächst darauf hinzuweisen, 
dass die MS dem Klimawandel bereits bei der – soweit 
erforderlich, neuen – Festlegung des Referenzzustands 
eines Gewässers nach Art. 5 i.V.m. Anhang II der WRRL 
Rechnung tragen können.

 Dies erfordert jedoch einen wissenschaftsbasierten Nach-
weis, dass der Klimawandel die maßgebliche Ursache ist.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Fristverlängerungen sind nur bis Ende 2027 zulässig, es sei 
denn, die Ziele lassen sich aufgrund der natürlichen Ge-
gebenheiten nicht innerhalb dieses Zeitraums erreichen.

 Dies erfordert jedoch – ebenso wie die Festlegung weniger 
strenger Umweltziele und die Annahme einer vorübergehen-
den Verschlechterung – einen robusten und wissenschafts-
basierten Nachweis, dass der Klimawandel die maßgebliche 
Ursache für die Zielverfehlung ist.

 Zudem muss das Vorliegen der weiteren Voraussetzungen
für die Inanspruchnahme der betreffenden Ausnahme wie 
die Verhinderung einer weiteren Verschlechterung in den 
Bewirtschaftungsplänen (BWP) nachgewiesen werden.

 Diese Voraussetzungen wurden zuletzt durch das OVG Lüne-
burg und das BVerwG „scharfgestellt“.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Insofern konfligieren die Vorgaben d. Art. 4 WRRL zumindest 
partiell mit dem Anliegen einer klimaangepassten Bewirt-
schaftung der Gewässer.

 Es besteht aber sowohl bei der Festlegung der Referenz-
zustände als auch bei der Abweichung von den Zielvor-
gaben „ein gewisses Ermessen“ (EuGH), das es mit Um-
sicht zu nutzen gilt.

 Dies gilt v.a. mit Blick auf den geforderten guten mengen-
mäßigen Grundwasserzustand (gmG), den in Deutschland 
derzeit lediglich ca. 5 % der GWK verfehlen.

 Als Hauptursache werden dabei in den BWP nicht der Klima-
wandel, sondern v.a. die langfristigen Folgen bergbaulicher 
Aktivitäten genannt.

 Die BWP vermitteln damit eine Sicherheit, die sich jedenfalls 
regional als trügerisch erweisen könnte (O. Bechmann).
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Die Spielräume beim Erreichen des gmG resultieren erstens 
daraus, dass die WRRL den MS weitestgehend das „Wie“ 
überlässt (dazu sogleich).

 Zweites stellt die WRRL hier auf eine langfristige Betrachtung 
der GWK ab und fragt überdies insoweit nur nach anthro-
pogenen Veränderungen. Daher wäre es „an sich“ recht-
lich zulässig, wenn eine klimabedingte Verschlechterung 
des gmG geduldet würde.

 Drittens verlangt das Verschlechterungsverbot laut EuGH im 
Falle eines schlechten mengenmäßigen Zustands nur, dass 
die Grundwasserentnahme nicht weiter zunimmt.

 Von einem dilatorischen Umgang mit den negativen Folgen 
des Klimawandels für den mengenmäßigen Grundwasser-
zustand ist jedoch aus Vorsorgegründen abzuraten.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Bei OWK verfolgt die deutsche Wasserwirtschaft mit dem 
sog. Transparenzansatz einen eigenen Weg, der zunächst 
darauf abzielt, mehr Zeit für die Zielerreichung zu gewinnen 
und weniger strenge Umweltziele zu vermeiden. Das dürfte 
auch den Umgang mit dem Klimawandel erleichtern.

 Dazu wurden in den Bewirtschaftungsplänen entspr. OWK 
gekennzeichnet, bei denen auch über 2027 hinaus Fristver-
längerungen mit der technischen Durchführbarkeit und 
unverhältnismäßig hohen Kosten begründet werden.

 Wenngleich die Vereinbarkeit dieses Ansatzes mit der WRRL 
und dem WHG fraglich ist, hat sich die EU-Kommission dem, 
soweit ersichtlich, nicht rechtsförmlich entgegengestellt.

 Es könnte aber gut sein, dass es hier (weiteren) Gegenwind 
von den Verwaltungsgerichten gibt.
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III. Die Bedeutung der Bewirtschaftungsziele

 Im Übrigen moniert die EU-Kommission bei den Angaben zur 
Anpassung an den Klimawandel in der jetzt noch laufenden 
deutschen Bewirtschaftungsplanung vor allem, 
 dass sich diese nicht konkret genug in den Maßnahmen-

programmen niederschlagen und 
 dass es an einer Definition von Dürre und an Angaben zu 

deren konkreten Auswirkungen auf einzelne Wasserkörper 
mangelt.

 Zudem wird die deutsche Wasserwirtschaft „ermutigt“,
 effektive Maßnahmen zur Steigerung einer effektiven 

Wassernutzung zu ergreifen,
 den Nutzen von naturbasierten Lösungen für den Wasser-

rückhalt bzw. die Wasserspeicherung zu maximieren und 
 Dürremanagementpläne zu erstellen.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
Die beiden zentralen Instrumente zum Umgang mit klima-
bedingter Wasserknappheit sind
 die Reduzierung des Wasserverbrauchs i.w.S. und 
 die Erhaltung oder gar Verbesserung des Wasser-

dargebots.

1. Wege zur Reduzierung des Wasserverbrauchs i.w.S. sind 
im Wesentlichen
 die Reduzierung und klimawandelsensible Steuerung von 

Gewässerentnahmen sowie
 die Reduzierung des Wasserverbrauchs der Endnutzer.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
a) Die Reduzierung und klimawandelsensible Steuerung von 
Gewässerentnahmen

 wird in der WRRL in Form von „Begrenzungen“ der Wasser-
entnahmen aus OWK oder GWK durch eine vorherige 
Genehmigung gefordert, die als sog. grundlegende 
Maßnahme zwingend in die Maßnahmenprogramme 
(MNP) aufgenommen und regelmäßig überprüft sowie 
ggf. aktualisiert werden muss (s. Art. 11 Abs. 3 lit. e WRRL).

 Sonstige „Entnahmebegrenzungen“ sind hingegen nur als 
ergänzender und damit fakultativer Inhalt der MNP vor-
gesehen (siehe Art. 11 Abs. 4 UAbs. 1 i.V.m. Anhang VI 
Teil B Nr. viii WRRL)
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
a) Die Reduzierung und klimawandelsensible Steuerung von 
Gewässerentnahmen
 kann nach dem WHG v.a. erreicht werden durch 
 entsprechend beschränkte Zulassungen nach den 

§§ 8 ff. WHG und 
 nachträgliche Beschränkungen durch Widerruf nach 

§ 18 oder einen Ausgleich nach § 22 WHG
 (landesrechtliche) Beschränkungen der nach §§ 25, 26 

und 46 WHG erlaubnisfreien Gewässerentnahmen.

 Bei OWK ist hier zusätzlich die Regelung zur Mindest-
wasserführung in § 33 WHG zu beachten.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit

 Bei entsprechend beschränkten Zulassungen oder 
nachträglichen Beschränkungen können sich die Be-
hörden aufgrund von § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 u. S. 2 WHG
auf die Notwendigkeit einer Anpassung an den Klima-
wandel berufen.

 Dabei sollten die Gerichte den Behörden im Streitfall 
den nötigen Prognosespielraum zubilligen, der auch 
auf der Rechtsfolgenseite zu beachten ist.

 Insofern animieren und legitimieren § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 
und S. 2 WHG die Behörden dazu, auch beim Vollzug 
des Gewässerschutzes eigenständige Akzente bei der 
klimabezogenen Bewirtschaftung der Gewässer zu 
setzen.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
b) Die Reduzierung des Wasserverbrauchs der Endnutzer
 soll gemäß Art. 9 WRRL zum einen durch eine „Wasser-

gebührenpolitik“ erreicht werden, die angemessene 
Anreize für die Benutzer darstellt, Wasserressourcen 
effizient zu nutzen 

 zum anderen werden mit Blick auf die MNP
 weitere „Maßnahmen, die eine effiziente und nach-

haltige Wassernutzung fördern“ als grundlegende 
Maßnahmen gefordert (siehe Art. 11 Abs. 3 lit. c WRRL), 

 die durch näher skizzierte Maßnahmen zur Begrenzung 
der Nachfrage, zur Verbesserung der Effizienz und zur 
Förderung der Wiederverwendung ergänzt werden 
können (siehe Art. 11 Abs. 4 UAbs. 1 i.V.m. Anhang VI 
Nr. ix und x WRRL)
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit

b) Die Reduzierung des Wasserverbrauchs der Endnutzer

 kann nach dem WHG v.a. erreicht werden durch 

 Anordnungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 100 Abs. 1 
S. 2 WHG sowie durch Inhalts- u. Nebenbestimmungen 
nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 lit. b WHG, die auf eine mit 
Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene spar-
same Verwendung des Wassers abzielen sowie 

 die Verpflichtung der Träger der öffentlichen Wasser-
versorgung nach § 50 Abs. 3 WHG, auf einen „sorg-
samen Umgang mit Wasser“ hinzuwirken.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
 Die teilweise vertretenen Relativierungen des § 5 

Abs. 1 Nr. 2 WHG durch § 50 Abs. 3 WHG und durch 
den pauschalen Hinweis darauf, dass Deutschland 
nicht zu den wasserarmen Nationen zählt, sollten aus 
Gründen des Klimawandels überdacht werden.

 Entsprechende Anordnungen können sich daher bei 
eigenen Wasserentnahmen auch an die Landwirt-
schaft richten.

 Dabei ist grundsätzlich nichts dagegen einzuwenden, 
auf der Grundlage von § 100 Abs. 1 S. 2 WHG Allge-
meinverfügungen zur Beschränkung der Wasser-
nutzung zu erlassen.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
 Die allgemeine Pflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG kann 

außerdem zur Rechtfertigung einer Staffelung bei der 
Erhebung von Wasserentnahmeentgelten auf der 
Grundlage von Landesrecht herangezogen werden 
(vgl. OVG Lüneburg, BeckRS 2018, 23677).

 Es ist mit Blick auf Art. 9 WRRL und § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG 
unbefriedigend, dass in Bayern, Hessen und Thüringen 
keine Wasserentnahmeentgelte erhoben werden (vgl. 
dazu „Großschlucker zur Kasse“, SZ vom 12.7.2023).
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit

2. Weitere Ansätze zur Erhaltung oder Verbesserung des 
Wasserdargebots sind v.a.

 der – hier nicht näher behandelte – Schutz von zur 
Wasserversorgung genutzten OWK und GWK vor einer 
(weiteren) Verschlechterung der Gewässerqualität,

 die Verbesserung des natürlichen Wasserrückhaltes in 
der Fläche sowie

 „technische“ Maßnahmen zur Erhaltung oder Ver-
größerung der verfügbaren Wassermenge.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
a) Zur Verbesserung des natürlichen Wasserrückhaltes in der 
Fläche
 sieht die WRRL als konkrete Maßnahme nur die „Neu-

schaffung und Wiederherstellung von Feuchtgebieten“ 
als ergänzender und damit fakultativer Inhalt der MNP 
vor (siehe Art. 11 Abs. 4 UAbs. 1 i.V.m. Anhang VI Teil B 
Nr. vii WRRL).

 Es ist aber zu betonen, dass der durch Art. 4 WRRL ge-
forderte gute ökologische Zustand bzw. das gute öko-
logische Potential von OWK ganz allgemein den natür-
lichen Wasserrückhalt in der Fläche fördert.

 Auch das spricht dafür, insoweit grds. am bestehenden 
Schutzstandard der WRRL festzuhalten.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
a) Zur Verbesserung des natürlichen Wasserrückhaltes in der 
Fläche
 enthält das WHG jenseits der Vorschriften zur Umsetzung der 

o.g. Vorgaben der WRRL – anders als manche Landes-
wassergesetze – im Wesentlichen nur die in § 55 Abs. 2 
normierte Vorgabe, Niederschlagswasser ortsnah zu 
versickern, zu verrieseln oder ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten.

 Die Verbesserung des natürlichen Wasserrückhaltes ist aber 
zugleich ein Anliegen des Hochwasserschutzes.

 Daher gibt es gleich zwei gute Gründe, die Vorgaben des 
§ 77 WHG ernst zu nehmen und auch die Hochwasserent-
stehungsgebiete nach § 78d WHG konstruktiv im Sinne einer 
Anpassung an den Klimawandel zu nutzen.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
b) Zu den „technischen“ Maßnahmen zur Erhaltung oder 
Vergrößerung der verfügbaren Wassermenge
 sieht die WRRL nur „Begrenzungen, einschließlich des Erfor-

dernisses einer vorherigen Genehmigung von künstlichen 
Anreicherungen oder Auffüllungen von Grundwasser-
körpern“ als grundlegender Inhalt der MNP vor (siehe 
Art. 11 Abs. 3 lit. f WRRL),

 während im Anhang VI zu den ergänzenden Inhalten der 
MNP die künstliche Anreicherung von Grundwasserleitern 
neutral aufgeführt wird.

 Zu anderen technischen Maßnahmen wie der Fernwasser-
versorgung und der über- oder unterirdischen Speicherung 
von Wasser enthält die WRRL keine spezifischen Aussagen.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit
b) Das WHG adressiert nur die folgenden „technischen“ Maß-
nahmen zur Erhaltung oder Vergrößerung der verfügbaren 
Wassermenge ausdrücklich
 die (künstliche) Anreicherung von Grundwasser als 

zulässigen Grund für die Festsetzung von Wasserschutz-
gebieten (siehe § 51 Abs. 1 Nr. 2 WHG) sowie 

 die „Wasseranreicherung“ (u. damit auch die Niedrig-
wasseraufhöhung) und die Wasserspeicherung als zu-
lässige Gründe für den Erlass einer Veränderungs-
sperre (siehe § 86 Abs. 1 Nr. 1 WHG).

Jenseits dessen gelten aber die allgemeinen Vorschriften, v.a. 
zur Genehmigungsbedürftigkeit und -fähigkeit.
 Daher kann die Wasserwirtschaft z.B. selbst entscheiden, ob 

der gmG durch eine Verringerung der Entnahmen o. durch 
eine Steigerung der Neubildung gesichert werden soll.
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IV. Instrumente zum Umgang mit Wasser-
knappheit

3. Gerade die zuletzt genannten technischen Maßnahmen 
zur Erhaltung oder gar zur Vergrößerung der verfügbaren 
Wassermenge führen erneut die Notwendigkeit einer plane-
rischen Koordinierung der Anpassung der Wasserwirtschaft 
an den Klimawandel vor Augen.

 Hier drängt sich die Bewirtschaftungsplanung nach 
der WRRL, wie gesagt, regelrecht als das maßgebliche 
Instrument auf.
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V. Hinweise zur Reformdiskussion

 Vor dem Hintergrund der großen tatsächlichen Heraus-
forderungen stellt sich schließlich die Frage nach dem 
rechtlichen Anpassungsbedarf.

 Hierzu ist im jüngeren Schrifttum häufiger nachzulesen, 
dass das geltende WHG nur unzureichende Antworten 
auf die Herausforderungen des Klimawandels bereithalte.

 Demgegenüber sollte der Vortrag gezeigt haben, dass 
der hierfür gerne als Beleg angeführte § 6 WHG durch-
aus dazu angetan ist, diesen Herausforderungen zumin-
dest partiell Rechnung zu tragen.

 Zudem spricht manches dafür, dass die durch den Klima-
wandel zunehmenden Nutzungskonflikte sich kaum einer 
weiterführenden gesetzlichen Regelung zuführen lassen.
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V. Hinweise zur Reformdiskussion

 Zustimmung verdienen jedoch die Vorschläge in der 
Nationalen Wasserstrategie von 2023 zur Änderung 
des Wasserrechts zwecks
 Überprüfung der Ausnahmetatbestände für Wasserent-

nahmen in § 46 WHG
 Priorisierung der Versickerung in § 55 Abs. 2 WHG, um 

eine naturnahe Niederschlagswasserbewirtschaftung 
zu fördern

 Einführung eines öffentlich zugänglichen Registers für 
tatsächliche Wasserentnahmen

 Einführung einer Genehmigungspflicht für neue 
Drainagen

 bundesweiter Harmonisierung von Wasserentnahme-
entgelten.
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V. Hinweise zur Reformdiskussion

 Auch mit Blick auf die WRRL stellt sich die Frage nach 
dem rechtlichen Anpassungsbedarf.

 Hier wurde im Schrifttum schon vor Jahren bezweifelt, ob 
es ausreicht, die Analyse u. Berücksichtigung der Folgen 
des Klimawandels ausschließlich über unverbindliche 
Vollzugshinweise bewirken zu wollen.

 Mustert man die deutschen MNP und Bewirtschaftungs-
pläne für den laufenden Zyklus durch, dann zeigt sich, 
dass diese Zweifel berechtigt waren.

 Insoweit bemängelt die EU-Kommission zu Recht, dass 
der Klimawandel allgemein nur auf einem relativ hohen 
Abstraktionsniveau berücksichtigt wird.
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V. Hinweise zur Reformdiskussion

 Daher spricht manches (weiterhin) dafür, das Bewirt-
schaftungssystem der WRRL möglichst auf EU-Ebene 
durch verbindliche Mindestvorgaben zur Anpassung 
an den Klimawandel zu ergänzen.

 Zudem sollten die für Mitte 2026 geplanten Vorschläge 
der EU-Kommission zur Lösung des „Post-2027-Problems“ 
sowie zur Modifizierung des Verschlechterungsverbots 
und des One-out-all-out-Prinzips konstruktiv begleitet
werden.

 Schließlich sollten die jüngsten Vorschläge des WBGU zur 
Erstreckung des Schutzzwecks der WRRL auf das sog. 
grüne Wasser in diesem Kontext diskutiert werden.
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VI. Resümee

 Die WRRL und das WHG eröffnen der Wasserwirtschafts-
verwaltung bei der Anpassung an den Klimawandel 
erhebliche Handlungsspielräume, was bei der Fein-
steuerung vor Ort durchaus sinnvoll ist.

 Daher sollte die im jüngeren Schrifttum häufiger vertre-
tene These, dass das geltende bundesdeutsche Wasser-
recht nur unzureichende Antworten auf die Herausfor-
derungen des Klimawandels bereithalte, im Einzelfall 
kritisch überprüft werden.

 Demgegenüber sprechen gute Argumente dafür, die 
WRRL und hier namentlich die Regelungen betreffend 
die Umweltziele und die Bewirtschaftungsplanung mo-
derat an die neuen Herausforderungen anzupassen.
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Vielen Dank für die Aufmerksamkeit!

Prof. Dr. Kurt Faßbender

https://umweltrecht.jura.uni-leipzig.de/start/
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